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Reichs⸗Geſetzblatt. 


M 29. 


Juhalt: Geſetz, betreffend die Abänderung des Geſetzes über die Erwerbs, und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften vom 
1. Mai 1889, ſowie den Geſchäftsbetrieb von Konſumanſtalten. S. 9s. — Bekanntmachung, be 
treffend das Geſetz gegen den verbrecheriſchen und gemeingefaͤhrlichen Gebrauch von Sprengſtoffen. S. 698. 


(Nr. 2334.) Geſetz, betreffend die Abänderung des Geſetzes über die Erwerbs- und Wirth⸗ 
ſchaftsgenoſſenſchaften vom 1. Mai 1889, ſowie den Geſchäftsbetrieb von 
Konfumanftalten. Vom 12. Auguſt 1896. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 


von Preußen oc. 
verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 
Artikel 1. 
Das Geſetz, betreffend die Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften, vom 
1. Mai 1889 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 55) wird durch nachſtehende Vorſchriften ab— 
geändert und ergänzt: 
1. Der Abſatz 4 des F. 8 erhält folgende Faſſung: 
Konſumvereine ($.1 Nr. 5) dürfen im regelmäßigen Geſchäftsverkehr 
Waaren nur an ihre Mitglieder oder deren Vertreter verkaufen. Dieſe 
Beſchränkung findet auf landwirthſchaftliche Konſumvereine „welche ohne 
Haltung eines offenen Ladens die Vermittelung des Vezugs von ihrer 
Natur nach ausſchließlich für den landwirthſchaftlichen Betrieb beſtimmten 
Waaren beſorgen, hinſichtlich dieſer Waaren keine Anwendung. 
2. Der F. 20 erhält folgende Faſſung: 
Durch das Statut kann feſtgeſetzt werden, daß der Gewinn nicht 
vertheilt, ſondern dem Reſervefonds zugeſchrieben wird. 
3. Hinter F. 30 werden folgende Beſtimmungen eingeſchaltet: 


$. 30a. 


Für Konſumvereine, welche einen offenen Laden haben, hat der 


Vorſtand, um die Beobachtung der Beſtimmung des F. 8 Abſatz 4 
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zu ſichern, Anweiſung darüber zu erlaſſen, auf welche Weiſe ſich die 
Vereinsmitglieder oder deren Vertreter den Waarenverkäufern gegen— 
über zu legitimiren haben. Abſchrift der Anweiſung hat er der 
höheren Verwaltungsbehörde, in deren Bezirk die Genoſſenſchaft ihren 
Sitz hat, unverzüglich einzureichen. 

Die höhere Verwaltungsbehörde iſt befugt, die Mitglieder des 
Vorſtandes zur Einreichung und nöthigenfalls zur Abänderung oder 
Ergänzung der Anweiſung durch Geldſtrafen bis zum Betrage von je 
dreihundert Mark anzuhalten. 

Gegen die Anordnungen und Straffeſtſetzungen der höheren Ver⸗ 
waltungsbehörde findet binnen zwei Wochen die Beſchwerde an die 
Landes⸗Centralbehörde ſtatt. 


F. 30 b. 

Von Konſumvereinen oder von Gewerbetreibenden, welche mit 
ſolchen wegen Waarenabgabe an die Mitglieder in Verbindung ſtehen, 
dürfen Marken oder ſonſtige nicht auf den Namen lautende Anweiſungen 
oder Werthzeichen, welche anſtatt baaren Geldes die Mitglieder zum 
Waarenbezug berechtigen ſollen, nicht ausgegeben werden. 

Abſatz 3 des F. 89 erhält folgende Faſſung: 
Durch das Statut kann die Vertheilung des Vermögens aus⸗ 


geſchloſſen oder ein anderes Verhältniß für die Vertheilung beſtimmt 
werden. 


5. Hinter §. 89 wird folgende Beſtimmung eingeſchaltet: 


§. 89 a. 

Ein bei der Auflöſung der Genoſſenſchaft verbleibendes unver— 
theilbares Reinvermögen ($. 89 Abſatz 3) fällt, ſofern dasſelbe nicht 
durch das Statut einer phyſiſchen oder juriſtiſchen Perſon zu einem 
beſtimmten Verwendungszweck überwieſen iſt, an diejenige Gemeinde, 
in der die Genoſſenſchaft ihren Sitz hatte. Die Zinſen dieſes Fonds 
ſind zu gemeinnützigen Zwecken zu verwenden. 


6. Der $. 114 wird aufgehoben. 
Hinter §. 145 werden folgende Beſtimmungen eingeſchaltet: 


— 
m 
Kur 
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$. 145 a. 

Perſonen, welche für einen Konſumverein den Waarenverkauf be— 
wirken, werden, wenn fie der Vorſchrift des §. 8 Abſatz 4 zuwider 
wiſſentlich oder ohne Beobachtung der nach $. 30a von dem Vorſtande 
erlaſſenen Anweiſung Waaren an andere Perſonen als an Mitglieder 
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oder deren Vertreter verkaufen, mit Geldſtrafe bis zu einhundertfünfzig 
Mark beſtraft. 

Gleiche Strafe trifft das Mitglied, welches ſeine Legitimation, 
durch die es zum Waarenkauf in einem Konſumverein oder bei einem 
mit dieſem wegen Waarenabgabe an die Mitglieder in Verbindung 
ſtehenden Gewerbetreibenden berechtigt wird, einem Dritten zum Zweck 
unbefugter Waarenentnahme überläßt. 

Dritte, welche von ſolcher Legitimation zu demſelben Zweck Ge⸗ 
brauch machen, oder auf andere Weiſe zu unbefugter Waarenabgabe 
zu verleiten unternehmen, werden in gleicher Weiſe beſtraft. 


F. 145 b. 

Mit Geldſtrafe bis zu einhundertfünfzig Mark wird beſtraft, wer 
Waaren, die er aus dem Konſumwerein oder von einem mit dieſem 
wegen Waarenabgabe in Verbindung ſtehenden Gewerbetreibenden auf 
Grund feiner Mitgliedfchaft bezogen hat, gegen Entgelt gewohnheits⸗ 
mäßig oder gewerbsmäßig an Nichtmitglieder veräußert. 

Dieſe Beſtimmung findet keine Anwendung: 

1. wenn ein Mitglied eines Konſumvereins die von ihm bezogenen 
Waaren in ſeiner Speiſeanſtalt oder an feine Koſtgänger zum 
alsbaldigen perſönlichen Verbrauch abgiebt; 

2. wenn ein Konſumverein, welcher Mitglied eines anderen Konſum⸗ 
vereins iſt, die aus letzterem bezogenen Waaren an ſeine Mit- 
glieder abgiebt. 


F. 145 c. 


Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchrift des §. 30 b werden mit 
Geldſtrafe bis zu einhundertfünfzig Mark beſtraft. 


Artikel 2. 

Die im Artikel 1 Nr. 1, 3 und 7 enthaltenen Vorſchriften finden auf Konſum— 
anſtalten, welche von Arbeitgebern für ihre Arbeiter und Beamten betrieben werden, 
ſowie auf Vereinigungen (Geſellſchaften, Korporationen), deren weſentlicher Ge⸗ 
ſchäftszweck es iſt, ihren Mitgliedern oder beſtimmten Berufskreiſen in dem Bezug 
von Waaren Vortheile zu verſchaffen, insbeſondere auch auf Beamten- und Offſtzier⸗ 
vereine mit der Maßgabe ſinngemäße Anwendung, daß die hinſichtlich der Mit- 
glieder der Konſumvereine getroffenen Beſtimmungen bei den vorbezeichneten Konſum⸗ 
anſtalten und Vereinigungen hinſichtlich derjenigen Perſonen gelten, für welche 
die Einrichtung beſtimmt iſt. Jedoch iſt es den Konſumanſtalten und Vereini⸗ 
gungen der vorbezeichneten Art geſtattet, in ihren Speiſeanſtalten Waaren zum 
alsbaldigen perſönlichen Verbrauch auch an Dritte abzugeben. 
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Artikel 3. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Januar 1897 in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Wilhelmshöhe, den 12. Auguſt 1896. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. 


Nr. 2335.) Bekanntmachung, betreffend das Geſetz gegen den verbrecheriſchen und gemein- 
I 
gefährlichen Gebrauch von Sprengſtoffen. Vom 11. Auguſt 1896. 


1 

Alf Grund des F. 1 Abſatz 3 des Geſetzes gegen den verbrecheriſchen und 
gemeingefährlichen Gebrauch von Sprengſtoffen vom 9. Juni 1884 (Reichs- 
Geſetzbl. S. 61) hat der Bundesrath beſchloſſen, daß als Sprengſtoffe, welche 
vorzugsweiſe als Schießmittel gebraucht werden, die in Ziffer 2 der Bekannt⸗ 
machung vom 16. April 1891 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 105) bezeichneten Plättchen⸗ 
Gewehrpulver auch dann gelten ſollen, wenn die einzelnen Plättchen, gleichviel 
von welcher Länge oder Dicke ſie ſind, nicht mehr als 1,8 Kubikmillimeter 
Inhalt haben. 


Berlin, den 11. Auguſt 1896. 


Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 
von Boetticher. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


